
Allgemeine Einkaufsbedingungen 
der Hatec Flex GmbH

 gegenüber Unternehmern (Lieferanten) 

§ 1

Geltungsbereich 

(1) Unsere Einkaufsbedingungen gelten für den Erwerb 

von Waren (Kauf) und den Bezug von Dienst- und Wer-

kleistungen. 

(2) Unsere Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich. 

Entgegenstehende oder von unseren Einkaufsbedingun-

gen abweichende Bedingungen des Vertragspartners 

(nachfolgend “Lieferant“ genannt) erkennen wir nicht an, 

es sei denn, wir stimmen ausdrücklich schriftlich ihrer 

Geltung zu. Unsere Einkaufsbedingungen gelten auch 

dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder von 

unseren Einkaufsbedingungen abweichender Bedingun-

gen des Lieferanten die Lieferung des Lieferanten vor-

behaltlos annehmen. 

(3) Mit der erstmaligen Lieferung oder Leistung auf der 

Grundlage dieser Einkaufsbedingungen erkennt der 

Leistende unsere Einkaufsbedingungen auch für alle 

weiteren Vertragsverhältnisse in der jeweils aktuellen 

Fassung als vereinbart an. Auf erste Anforderung wer-

den wir dem Lieferanten die jeweils aktuell gültige Fas-

sung unserer Einkaufsbedingungen zur Verfügung stel-

len. 

(4) Sofern ein Rahmenvertrag zwischen und uns unse-

rem Lieferanten abgeschlossen wurde, hat dieser Vor-

rang. Der Rahmenvertrag wird, sofern dort keine speziel-

leren Regelungen getroffen sind, durch die vorliegenden 

Einkaufsbedingungen ergänzt. 

(5) Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem 

Lieferanten zwecks Ausführung des Vertrages getroffen 

werden und die über diese Bedingungen hinausgehen 

oder diese abändern, sind in diesem Vertrag schriftlich 

niederzulegen. Vertragsänderungen, Ergänzungen oder 

mündliche Nebenabreden gelten nur dann, wenn sie von 

uns schriftlich bestätigt worden sind. Mündliche Neben-

abreden sind nichtig. 

(6) Unsere Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich 

gegenüber Unternehmern im Sinne des § 14 BGB. 

§ 2

Zustandekommen des Vertrages 

(1) Nur schriftliche, mit Unterschrift oder mit Gültigkeits- 

oder elektronischem Herkunftsvermerk versehene Be-

stellungen von uns haben Gültigkeit. Maßgeblich ist 

ausschließlich der Inhalt unserer Bestellung. 

(2) Der Lieferant hat die Bestellung innerhalb von 7 

Werktagen seit dem Zugang der Bestellung schriftlich zu  

bestätigen. Nach Ablauf dieser Frist sind wir berechtigt, 

unsere Bestellung zu widerrufen. Ansprüche des Liefe-

ranten aufgrund eines wirksam erfolgten Widerrufs sind 

ausgeschlossen.  

(3) Wenn über das Vermögen des Lieferanten das Insol-

venzverfahren beantragt wird und der Lieferant den 

Vertrag noch nicht oder nicht vollständig erfüllt hat, sind 

wir in jedem Fall berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten 

oder - bei Dauerschuldverhältnissen - das Vertragsver-

hältnis ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen.  

(4) Wir sind berechtigt, auch nach Vertragsschluss 

Änderungen des Liefergegenstandes nach billigem 

Ermessen (§ 315 BGB) zu verlangen, wenn die Abwei-

chungen für den Lieferanten zumutbar sind. 

(5) Der Lieferant darf Unteraufträge nur mit schriftlicher 

Zustimmung von uns erteilen. Im Falle der Einschaltung 

von Subunternehmern haftet der Lieferant für deren 

Leistungen wie für eine Selbstausführung. 

(6) Jeglicher Schriftverkehr bezüglich der Vertragsab-

wicklung (Preise/Konditionen) ist mit unserem Einkauf zu 

führen. Die Anschrift lautet wie folgt: 

HATEC – Haag – Technischer Handel GmbH 

Abt. Einkauf 

Hafenstraße 25 

45478 Mülheim/Ruhr 

In allen Schriftstücken des Lieferanten müssen die 

Auftrags- und Bestellnummer, der Ansprechpartner und 

das Datum der Bestellung/Beauftragung angegeben 

werden.  

§ 3

Lieferung, Leistung, Verzug, Vertragsstrafe 

(1) Die vereinbarten Liefer- und Leistungstermine und -

fristen sind verbindlich. Zur Einhaltung zählt bei Kaufver-

trägen der Wareneingang bzw. bei Dienstverträgen die 

Leistungserbringung und bei Werkverträgen die Herbei-

führung des Werkerfolges bei uns bzw. am vereinbarten 

Liefer- bzw. Leistungsort. 

(2) Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich schrift-

lich - und vorab mündlich - in Kenntnis zu setzen, wenn 

Umstände eintreten oder ihm erkennbar werden, aus 

denen sich ergibt, dass vereinbarte Liefer- oder Leis-

tungstermine nicht eingehalten werden können. Dies gilt 

auch, wenn der Lieferant die Liefer- oder Leistungsver-
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zögerungen nicht zu vertreten hat. Bei Verletzung dieser 

Pflicht steht uns gegen den Lieferanten der Ersatz des 

daraus entstandenen Schadens zu. Der Lieferant hat 

uns im Falle der Liefer- oder Leistungsverzögerung den 

Grund der Verzögerung und die von ihm eingeleiteten 

und geplanten Abhilfemaßnahmen schriftlich detailliert 

mitzuteilen. 

(3) Bei früherer Anlieferung von Waren als vereinbart 

behalten wir uns vor, die Rücksendung auf Kosten des 

Lieferanten vorzunehmen. Erfolgt bei vorzeitiger Liefe-

rung keine Rücksendung, so lagert die Ware bis zum 

Liefertermin auf Kosten und Gefahr des Lieferanten.  

(4) Teillieferungen oder -leistungen akzeptieren wir nur 

nach ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung. Bei 

vereinbarter Teillieferung ist die verbleibende Restmen-

ge aufzuführen. Eine Berechnung von Teillieferungen 

oder -leistungen ist mangels abweichender schriftlicher 

Vereinbarung unzulässig. 

(5) Im Falle des Liefer- oder Leistungsverzuges stehen 

uns die gesetzlichen Ansprüche zu. Insbesondere sind 

wir berechtigt, nach fruchtlosem Ablauf einer angemes-

senen Nachfrist Schadensersatz statt der Leistung zu 

verlangen und vom Vertrag - auch nur für den nichterfüll-

ten Teil - zurückzutreten. Verlangen wir Schadensersatz, 

steht dem Lieferanten das Recht zu, auch nachzuwei-

sen, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

Der vorgenannten Nachfrist bedarf es nicht, wenn mit 

dem Lieferanten ein Fixtermin vereinbart ist. 

(6) Im Falle des Liefer- oder Leistungsverzuges sind wir 

berechtigt, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,5 % des 

Nettolieferwertes bei Warenlieferungen bzw. 0,5 % der 

vereinbarten Nettovergütung pro Verzugstag zu verlan-

gen, jedoch nicht mehr als insgesamt 5 % des Nettolie-

ferwertes/der Nettovergütung; weitergehende gesetzli-

che Ansprüche, insbesondere Schadensersatzansprü-

che unter Anrechnung der Vertragsstrafe sowie die 

nachfolgend genannten Rechte bleiben vorbehalten. Die 

Vertragsstrafe gilt nur dann als nicht verwirkt, wenn der 

Lieferant nachweist, dass kein oder ein wesentlich nied-

rigerer Schaden entstanden ist; im letzteren Falle kön-

nen wir Ersatz des tatsächlich entstandenen Schadens 

verlangen.  

(7) Während des Verzögerungszeitraumes können wir 

nach unserer Wahl Ware oder Leistungen von anderen 

Quellen beziehen und unsere Bestellungen gegenüber 

dem Lieferanten um die so bezogene Menge an Ware 

bzw. Leistung ohne Haftung gegenüber dem Lieferanten 

verringern oder den Lieferanten anweisen, die fehlende 

Ware oder Leistungen von dritten Quellen für uns zu 

dem mit dem Lieferanten vereinbarten Preis zu beschaf-

fen. 

(8) Die Annahme der verspäteten Lieferung oder Leis-

tung enthält keinen Verzicht auf Schadensersatzansprü-

che und die Vertragsstrafe. Der Vorbehalt einer wegen 

einer verspäteten Lieferung oder Leistung verwirkten 

Vertragsstrafe ist rechtzeitig, wenn wir den verwirkten 

Betrag bei der übernächsten fälligen Rechnung abzie-

hen. 

(9) Für Stückzahlen, Gewichte und Maße sowie Liefer-

mengen sind vorbehaltlich eines anderweitigen Nach-

weises die von uns bei der Wareneingangskontrolle 

ermittelten Werte maßgebend. 

(10) Wir sind berechtigt, von dem Lieferanten eine un-

entgeltliche Verzögerung der Lieferung oder Leistung 

von bis zu 6 Wochen zu verlangen. Ansprüche wegen 

der Liefer- oder Leistungsverzögerung stehen dem 

Lieferanten gegen uns nicht zu. Im vorgenannten Zeit-

raum lagert die Ware auf Gefahr des Lieferanten. Wir 

sind darüber hinaus berechtigt, eine weitere Lieferverzö-

gerung von bis zu 6 Monaten zu verlangen, in der die 

Ware ebenfalls auf Gefahr des Lieferanten lagert. In 

diesem Fall sind wir verpflichtet, dem Lieferanten die 

nachgewiesenen, angemessenen Lagerkosten zu erstat-

ten. 

§ 4

Versandvorschriften, Liefertermine 

(1) Liefergegenstände sind sachgerecht und umwelt-

schonend zu verpacken, in geeigneten Behältnissen und 

Transportmitteln anzuliefern und unsere jeweiligen 

Liefervorschriften zu beachten. Für Gefahrstoffgüter 

gelten ergänzend die Vorschriften der Gefahrstoffver-

ordnung, die einzuhalten ist. 

(2) Jeder Lieferung ist ein Lieferschein beizufügen. Der 

Lieferschein und alle Lieferdokumente haben das Datum 

der Absendung, die Anfrage- und Bestellnummer und die 

genaue Bezeichnung des Liefergegenstandes zu enthal-

ten; unterlässt der Lieferant dies, so sind Verzögerungen 

in der Bearbeitung nicht von uns zu vertreten. Etwaige 

uns durch die Nichtbeachtung vorstehender Regelungen 

entstehenden Kosten sind uns vom Lieferanten zu erset-

zen. 

(3) Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferfrist 

oder das angegebene Liefer-datum sind für den Liefe-

ranten verbindlich. 

(4) Die Anlieferung der bestellten Waren erfolgt generell 

„frei Haus“- soweit nicht anders vereinbart - und erfolgt 

auf Gefahr des Lieferanten bis zum Zeitpunkt der voll-

ständigen Ablieferung an der vertraglich vereinbarten 

Empfangs- oder Verwendungsstelle. Sollten in Ausnah-

mefällen von uns schriftlich bestätigte Frachtkosten 

anfallen, ist unsere Routing–Order für den Lieferanten 

mit Ausnahme des Vorliegens eines objektiv wichtigen 

Grundes bindend. Durch Nichteinhaltung der Routing–

Order entstehende Mehrkosten gehen mit Ausnahme 

des Falles gemäß vorstehendem Satz 1 letzter Halbsatz 

zu Lasten des Lieferanten und werden von uns nicht 

akzeptiert. Nicht schriftlich bestätigte Mindermengenzu-

schläge und sonstige Zuschläge werden von uns gene-

rell nicht akzeptiert und nicht übernommen. 

(5) Beim Versand sind die jeweils in Betracht kommen-

den Tarif-, Transport- und Verpackungsbestimmungen 
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der Post, der Bahn, des Straßenverkehrs, der Schifffahrt, 

des Luftverkehrs usw. einzuhalten. Besonders zu beach-

ten sind eventuell bestehende Zoll- und Gefahrgutvor-

schriften. Sofern wir nicht ausdrücklich bestimmte Beför-

derungsvorschriften angegeben haben, sind dabei die 

für uns günstigsten Transportmöglichkeiten zu wählen.  

 

(6) Sofern Unterlieferanten eingesetzt werden, haben 

diese den Lieferanten als ihren Auftraggeber in Schrift-

wechsel und Frachtpapieren unter Angabe der o. g. 

Bestelldaten anzugeben.  

 

§ 5  

Produktkennzeichnungen 

 

Die Liefergegenstände sind gemäß eventuell bestehen-

der gesetzlicher Vorschriften und EG-/EU-Richtlinien zu 

kennzeichnen. Der Lieferant verpflichtet sich vor Liefe-

rung zur rechtzeitigen Übersendung aller notwendigen 

Produktinformationen in aktuellster Form, insbesondere 

zur Zusammensetzung und Haltbarkeit, z. B. Sicher-

heitsdatenblättern, Verarbeitungshinweisen, Kennzeich-

nungsvorschriften, Montageanleitungen, Arbeitsschutz-

maßnahmen und Spezifikationen etc. 

 

§ 6 

Leistungsnachweise und Abnahme 

 

(1) Etwaige vertraglich festgelegte Leistungsnachweise 

und die Abnahme sind für uns kostenfrei vorzunehmen 

und von beiden Parteien schriftlich zu protokollieren.  

 

(2) Abnahmefiktionen werden ausgeschlossen. 

 

(3) Auch bei Werklieferungsverträgen hat als Fälligkeits-

voraussetzung für die Vergütung eine förmliche Abnah-

me i. S. d. vorstehenden Absatzes (1) stattzufinden. 

 

 

§ 7 

Preise, Zahlung, Konzernverrechnungsvorbehalt 

 

(1) Vereinbarte Preise sind - soweit nichts anderes 

vereinbart ist -, Festpreise frei Haus und schließen 

sämtliche Kosten für Verpackung, Transport bis zu der 

angegebenen Empfangs- bzw. Versendungsstelle, für 

Zollformalitäten und Zoll ein.  

 

(2) Die geltende Mehrwertsteuer ist in dem Preis nicht 

enthalten. Die jeweils zum Zeitpunkt der Rechnungsstel-

lung gültige Mehrwertsteuer ist in den Rechnungen 

gesondert auszuweisen. Preiserhöhungen bedürfen 

unserer schriftlichen Zustimmung. In der Rechnung sind 

die Bestelldaten aufzuführen. Die Zusendung der Rech-

nung hat gesondert nach Lieferung an die in der Bestel-

lung/Beauftragung angegebene Rechnungsanschrift zu 

erfolgen.  

 

(3) Die Zahlung erfolgt auch bezüglich der Zahlungsmit-

tel nach unserer Wahl wie folgt: 

 

- Soweit nichts anderes vereinbart, 

werden die Rechnungen von uns in-

nerhalb von 30 Tagen netto bezahlt. 

Die Zahlungsfrist beginnt ab Abliefe-

rung der Ware am Empfangsort 

(Versandanschrift) bzw. Abnahme 

der Dienstleistung oder Werkleistung 

und Eingang der Rechnung an der in 

der Bestellung/Beauftragung ange-

gebenen Rechnungsadresse.  

 

- Zahlen wir innerhalb von 8 Tagen 

nach Rechnungseingang und Wa-

renerhalt, sind wir zum Abzug von 3 

% Skonto berechtigt und zahlen wir 

innerhalb von 14 Tagen nach Rech-

nungseingang und Warenerhalt, sind 

wir zum Abzug von 2 % Skonto be-

rechtigt, sofern keine anderen ein-

zelvertraglichen Vereinbarungen in 

schriftlicher Form getroffen wurden. 

   

(4) Sämtliche Zahlungsfristen laufen nicht vor vollständi-

ger Lieferung bzw. vollständiger Durchführung der Leis-

tung sowie Zugang einer die vertragsgegenständliche 

Umsatzsteuer und die Bestellnummer sowie die Steuer-

nummer des Lieferanten enthaltende Rechnung in zwei-

facher Ausfertigung bei uns. 

 

(5) Die Auswahl der Zahlungsart bleibt uns vorbehalten. 
Bei Zahlung durch Überweisung ist die Zahlungsver-
pflichtung rechtzeitig erfüllt, wenn der Überweisungsauf-
trag an unsere Bank weitergeleitet wurde. 

 

(6) Bereits erteilte Gutschriften bzw. noch zu erwartende 
Gutschriftsvergütungen werden im Rahmen von Zahlun-
gen durch uns verrechnet. 

 

(7) Bei Annahme verfrühter Lieferung oder Leistung 

richtet sich die Fälligkeit nach dem ursprünglich verein-

barten Liefer- bzw. Leistungstermin. Zahlungen gelten 

nicht als Verzicht auf eventuelle Mängelrügen und stel-

len keinerlei Anerkenntnis der vertragsgerechten Erfül-

lung dar. 

 

(8) Bei unvollständiger oder fehlerhafter Lieferung oder 

Leistung sind wir berechtigt, die Zahlung ganz oder 

wertanteilig bis zur ordnungsgemäßen Erfüllung zurück-

zuhalten. Zurückbehaltungs- und Aufrechnungsrechte 

gegen Ansprüche von uns stehen dem Lieferanten nur 

für solche Forderungen zu, die von uns anerkannt oder 

rechtskräftig festgestellt sind, es sei denn, der Gegenan-

spruch beruht auf einer Verletzung wesentlicher Ver-

tragspflichten unsererseits. 

 

„Wesentliche Vertragspflichten“ sind solche Verpflich-
tungen, die vertragswesentliche Rechtspositionen des 
Lieferanten schützen, die ihm der Vertrag nach seinem 
Inhalt und Zweck gerade zu gewähren hat; wesentlich 
sind ferner solche Vertragspflichten, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt 
erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Lieferant 
regelmäßig vertraut hat und vertrauen darf.  

 

(9) Bei Vorauszahlungen, die einen Betrag in Höhe von 

€ 25.000,-- übersteigen, hat der Lieferant auf erste 
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Anforderung eine angemessene Vertragserfüllungssi-

cherheit z.B. in Form einer Bürgschaft eines dem Einla-

gensicherungsfond angeschlossenen deutschen Kredit-

institut - oder vergleichbar - zu leisten. 

(10) Forderungen, die wir und/oder weitere HATEC-

Unternehmen gegen den Lieferanten erwerben, stehen 

allen HATEC-Unternehmen als Gesamtgläubigern zu. 

Diese Forderungen können mit Forderungen des Liefe-

ranten gegen jedes HATEC-Unternehmen verrechnet 

werden. Dies gilt für Zurückbehaltungsrechte oder ande-

re Einreden entsprechend. Bei HATEC-Unternehmen 

i.S.d. Absatzes handelt es sich um verbundene Unter-

nehmen der HATEC GmbH gemäß §§ 15 ff. Aktienge-

setz und/oder mit der HATEC GmbH organisatorisch 

verbundene Unternehmen. Eine Liste der HATEC-

Unternehmen kann von dem Lieferanten jederzeit ange-

fordert werden. 

 

(11) Der Lieferant wird bei Forderungsmehrheit unserer 

Bestimmung der zu verrechnenden Forderung nicht 

widersprechen.  

 

§ 8 

Höhere Gewalt 

 

Höhere Gewalt, Arbeitskämpfe, unverschuldete Be-

triebsstörungen, Unruhen, behördliche Maßnahmen und 

sonstige für uns unabwendbare, nicht von uns schuldhaft 

herbeigeführte vergleichbare Ergebnisse berechtigen 

uns - unbeschadet unserer sonstigen Rechte -, ganz 

oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten, soweit sie 

nicht von unerheblicher Dauer sind und eine erhebliche 

Verringerung unseres Bedarfes zur Folge haben.  

 

§ 9 

Eigentumsvorbehalt 

 

Sehen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des 

Lieferanten eine Lieferung nur unter Eigentumsvorbehalt 

vor, gilt nur ein einfacher Eigentumsvorbehalt als verein-

bart. Für diesen Fall ermächtigt der Lieferant uns, die 

Ware im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr weiterzu-

verarbeiten und zu verkaufen. Wir treten im Gegenzug 

jetzt schon unsere Forderungen gegenüber dem Ab-

nehmer oder Dritten in Höhe des Einkaufspreises inklu-

sive Mehrwertsteuer an den Lieferanten ab. Zur Einzie-

hung der Forderungen bleiben wir im ordnungsgemäßen 

Geschäftsgang auch nach Abtretung bis zum schriftli-

chen Widerruf ermächtigt. Der Lieferant verpflichtet sich, 

die Forderungen nicht einzuziehen, solange wir unseren 

Zahlungsverpflichtungen ihm gegenüber nachkommen. 

Zur Offenlegung der Abtretung ist der Lieferant nur aus 

wichtigem Grund berechtigt. Ein erweiterter Eigentums-

vorbehalt wird von uns nicht anerkannt. 

§ 10 

Mängeluntersuchung, Mängelhaftung 

 

(1) Wir sind - soweit nicht eine abweichende Regelung 

vereinbart ist - verpflichtet, die Ware im Sinne des § 377 

HGB innerhalb angemessener Frist auf etwaige Quanti-

täts- und Qualitätsabweichungen zu prüfen. Unsere 

Rüge ist rechtzeitig, sofern sie innerhalb einer Frist von 

zehn Arbeitstagen bei erkennbaren Mängeln, gerechnet 

ab vollständigem Wareneingang - oder bei versteckten 

Mängeln ab Entdeckung - beim Lieferanten eingeht. 

 

(2) Wurde zwischen dem Lieferanten und uns eine 

besondere Qualitätssicherungsvereinbarung getroffen, 

welche eine Warenausgangskontrolle beim Lieferanten 

vorsieht, beschränkt sich die Untersuchungspflicht von 

gelieferter Ware auf Transportschäden, Identitäts- und 

Mengenprüfung.  

 

Das Gleiche gilt, wenn der Lieferant gemäß ISO 9000 ff. 

zertifiziert ist, er mit dieser Zertifizierung geworben hat 

und er nicht binnen einer Frist von einer Woche nach 

Vertragsschluss uns gegenüber schriftlich klargestellt 

hat, dass diese Bedeutung nicht an die Zertifizierung 

geknüpft werden solle. 

 

(3) Die gesetzlichen Mängelansprüche stehen uns unge-

kürzt zu; in jedem Fall sind wir berechtigt, vom Lieferan-

ten bei Kauf- oder Werkverträgen im Falle von Mängeln 

nach unserer Wahl Mängelbeseitigung oder Lieferung 

einer neuen Sache zu verlangen. Das Recht auf Scha-

densersatz, insbesondere das auf Schadensersatz statt 

der Leistung, bleibt ausdrücklich vorbehalten. 

 

(4) Entstehen uns infolge einer Pflichtverletzung des 

Lieferanten durch Lieferung mangelhafter Ware Kosten, 

insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und/oder 

Materialkosten, oder Kosten für eine den üblichen Um-

fang übersteigende, erforderliche Wareneingangskon-

trolle, so sind diese uns vom Lieferanten zu erstatten. 

 

(5) Im Falle der Rücklieferung mangelhafter Ware trägt 

der Lieferant das Risiko des Unterganges und der Ver-

schlechterung der Ware. 

 

(6) Die Verjährungsfrist beträgt bei Pflichtverletzung 

wegen Schlechtleistungen 36 Monate gerechnet ab 

Gefahrübergang, bei Rechtsmängeln 30 Jahre. 

 

(7) Außer in den gesetzlich vorgesehenen Fällen der 

Hemmung der Verjährung ist die Verjährung von An-

sprüchen und Rechten bei Pflichtverletzungen auf Grund 

von Schlechtleistungen auch während der zwischen 

Mängelrüge und Vollendung der Nachbesserung liegen-

den Zeit gehemmt. 

 

§ 11 

Einstehen des Lieferanten,  

Abwicklung bei Pflichtverletzungen wegen Schlecht-

leistung 

 

(1) Der Lieferant steht dafür ein, dass sämtliche Liefe-

rungen/Leistungen dem neuesten Stand der Technik, 

den einschlägigen nationalen und europäischen rechtli-

chen Bestimmungen und den Vorschriften und den 

Richtlinien von Behörden, Berufsgenossenschaften und 

Fachverbänden der Bundesrepublik Deutschland ent-

sprechen. Der Lieferant steht zudem zu dem für die 

Umweltverträglichkeit der gelieferten Produkte und der 

Verpackungsmaterialien ein. Soweit im Einzelfall Abwei-

chungen von diesen Vorschriften notwendig sind, so 

muss der Lieferant hierzu unsere schriftliche Zustim-
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mung einholen. Die übrigen kauf- oder werkvertraglichen 

Verpflichtungen, einschließlich etwaiger Garantien für 

die Beschaffenheit der Sache oder des Werks werden 

durch diese Zustimmung nicht berührt. 

 

Hat der Lieferant Bedenken gegen die von uns ge-

wünschte Art der Auftragsausführung oder Zusammen-

setzung oder Eigenschaften der zu liefernden Produkte, 

so hat er uns dies unverzüglich schriftlich mitzuteilen 

 

(2) Entsprechen die gelieferten Produkte oder das ge-

schuldete Werk oder die erbrachte Dienstleistung nicht 

einer übernommenen Garantie oder geschuldeten Ei-

genschaft, haftet der Lieferant für sämtliche daraus 

folgenden Schäden einschließlich Folgeschäden.  

 

(3) Wir sind berechtigt, vom Lieferanten die kostenlose 

Vorlage von Beschaffenheitszeugnissen bezüglich der 

Liefergegenstände zu verlangen. 

 

(4) Treten während der Gewährleistungszeit Sachmän-

gel an Liefergegenständen auf, kann der Lieferant zu-

nächst binnen angemessener Frist Nacherfüllung leisten, 

soweit uns dies zumutbar ist, wobei das Recht, die Art 

der Nacherfüllung zu wählen, grundsätzlich uns zusteht. 

Dem Lieferanten steht das Recht zu, die von uns ge-

wählte Art der Nacherfüllung unter den Voraussetzungen 

des § 439 Abs. 2 BGB zu verweigern. 

 

(5) Für jede Lieferung, deren objektiv vorliegende Man-

gelhaftigkeit wir zu einem Zeitpunkt feststellen, nachdem 

die Sache uns übergeben wurde, erheben wir eine 

Kostenpauschale für Transport-, Lager- und Verwal-

tungskosten in Höhe von Euro 250,- zzgl. gesetzlich 

geltender Mehrwertsteuer, sofern der Auftragswert der 

jeweiligen Lieferung mindestens Euro 2.500,- (netto) 

beträgt. Der Nachweis eines darüber hinausgehenden 

Schadens ist uns gestattet. Dem Lieferanten bleibt der 

Nachweis des Nichtanfalles oder geringeren Anfalles 

eines Aufwandes vorbehalten. 

 

(6) Ansprüche von uns auf Schadensersatz bzw. auf 

Ersatz vergeblicher Aufwendungen bleiben unberührt. 

Sämtliche zur Nacherfüllung, Ersatzlieferung oder Repa-

ratur erforderlichen Kosten (Perso-

nal/Materialaufwand/Transport/erforderlicher Rückruf, 

etc.) trägt der Lieferant. 

 

(7) Wir sind - ohne dass dies die Verpflichtung des 

Lieferanten beseitigt - berechtigt, auf Kosten des Liefe-

ranten die Mängelbeseitigung selbst vorzunehmen, 

wenn Gefahr im Verzug ist, oder besondere Eilbedürftig-

keit besteht, oder wenn es sich um kleine Mängel han-

delt, deren Beseitigung einen Aufwand von mehr als 5 % 

des Nettolieferpreises der mangelhaften Ware nicht 

übersteigt, oder ein im Verhältnis zum Lieferpreis be-

sonders hoher Schaden unmittelbar droht. 

 

(8) Bei Rechtsmängeln stellt uns der Lieferant außerdem 

von eventuell bestehenden Ansprüchen Dritter frei. 

 

(9) Nehmen wir von uns fertig gestellte und/oder verkauf-

te Erzeugnisse infolge der Mangelhaftigkeit der vom 

Lieferanten gelieferten Ware zurück, oder wurde deswe-

gen uns gegenüber der Kaufpreis gemindert, oder wur-

den wir in sonstiger Weise deswegen in Anspruch ge-

nommen, behalten wir uns den Rückgriff gegenüber dem 

Lieferanten vor, wobei es für die Ausübung unsere 

Mängelrechte der sonst erforderlichen Fristsetzung nicht 

mehr bedarf. 

 

(10) Zeigt sich innerhalb von sechs Monaten seit Ge-

fahrübergang ein Sachmangel, so wird vermutet, dass 

der Mangel bereits bei Gefahrübergang vorhanden war, 

es sei denn, diese Vermutung ist mit der Art der Sache 

oder des Mangels unvereinbar. 

 

(11) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmung tritt die 

Verjährung für Pflichtverletzungen wegen Schlechtleis-

tung in Form von Sachmängeln frühestens zwei Monate 

nach dem Zeitpunkt ein, in dem wir die von unserem 

Kunden gegen uns gerichteten Ansprüche wegen des 

Mangels erfüllt haben, spätestens aber fünf Jahre nach 

Ablieferung durch den Lieferanten. 

 

§ 12 

Produkthaftung, Freistellung, Haftpflichtversiche-

rungsschutz 

 

(1) Soweit neben uns auch der Lieferant für einen Pro-

duktschaden im Außenverhältnis gegenüber einem 

Dritten verantwortlich ist, ist er - soweit nicht schriftlich 

etwas anderes vereinbart ist - verpflichtet, uns insoweit 

von allen Schadensersatzansprüchen Dritter auf erstes 

Anfordern freizustellen, wenn die Ursache im Herr-

schafts- und Organisationsbereich des Lieferanten 

gesetzt wurde. Die Ersatzpflicht des Lieferanten umfasst 

neben Schadensersatzleistung an Dritte auch die Kosten 

der angemessenen Rechtsverteidigung, Rückrufkosten, 

Prüfkosten, Austauschkosten sowie den angemessenen 

Verwaltungs- und sonstigen Aufwand von uns für die 

Schadensabwicklung. 

 

(2) Im Rahmen seiner Haftung für Schadensfälle im 

Sinne von § 12 Abs. (1) ist der Lieferant auch verpflich-

tet, etwaige Aufwendungen gemäß §§ 683, 670 BGB 

sowie §§ 830, 840, 426 BGB zu erstatten, die sich aus 

oder im Zusammenhang mit einer von uns durchgeführ-

ten Rückrufaktion ergeben. Dies gilt insbesondere für 

etwaige Rückrufaktionen im Rahmen des Produktsicher-

heitsgesetzes. Über Inhalt und Umfang der durchzufüh-

renden Rückrufmaßnahmen werden wir den Lieferanten 

- soweit möglich und zumutbar - unterrichten und ihm 

Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Unberührt blei-

ben sonstige gesetzliche Ansprüche. 

 

(3) Der Lieferant muss Haftpflichtversicherungsschutz 

mit branchenüblichen Konditionen - Mindestdeckungs-

summe von Euro 2 Mio. pro Schadensereignis -, für die 

Dauer der Vertragsbeziehung einschließlich Garantie- 

und Verjährungsfrist unterhalten. Der Lieferant muss uns 

dies auf Verlangen nachweisen; geringere Deckungs-

summen sind im Einzelfall mit uns abzustimmen.  
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§ 13 

Betreten und Befahren des Werksgeländes 

 

Beim Betreten und Befahren unseres Werksgeländes ist 

den Anweisungen unseres Fachpersonals und/oder des 

Werkschutzes zu folgen. Das Betreten oder Befahren 

des Werksgeländes ist rechtzeitig anzumelden. Die 

Vorschriften der StVO und der StVZO sind einzuhalten. 

 

§ 14 

Abfallentsorgung 

 

Soweit bei den Lieferungen/Leistungen des Lieferanten 

Abfälle i. S. d. Abfallrechts entstehen, muss der Lieferant 

die Abfälle - vorbehaltlich abweichender Vereinbarung - 

auf eigene Kosten gemäß den Vorschriften des Abfall-

rechts verwerten und/oder beseitigen. Eigentum, Gefahr 

und die abfallrechtliche Verantwortung gehen im Zeit-

punkt des Abfallanfalls auf den Lieferanten über.  

 

§ 15 

Schutzrechte Dritter 

 

(1) Der Lieferant steht dafür ein, dass im Zusammen-

hang mit seiner Lieferung oder Leistung keine Rechte 

Dritter verletzt werden. 

 

(2) Werden wir von einem Dritten wegen der Verletzung 

von Schutzrechten in Anspruch genommen, so ist der 

Lieferant verpflichtet, uns auf erste schriftliche Anforde-

rung von diesen Ansprüchen freizustellen. Wir sind nicht 

berechtigt, mit dem Dritten - ohne Zustimmung des 

Lieferanten - irgendwelche Vereinbarungen zu treffen, 

insbesondere einen Vergleich abzuschließen. 

 

(3) Die Freistellungspflicht des Lieferanten bezieht sich 

auf alle Aufwendungen, die uns aus oder im Zusam-

menhang mit der Inanspruchnahme durch einen Dritten 

notwendigerweise erwachsen, insbesondere auch 

Rechtsverteidigungs- und Verwaltungskosten sowie 

sämtliche Kosten einer notwendigen Ersatzbeschaffung. 

 

(4) Wenn der Verkauf und/oder die Nutzung des Liefer-

gegenstandes oder des Werkergebnisses an uns bzw. 

durch uns untersagt wird, so hat der Lieferant nach 

unserer Wahl uns auf seine Kosten entweder das Nut-

zungsrecht auf seine Kosten zu verschaffen oder aber 

auf seine Kosten den Liefergegenstand bzw. das Wer-

kergebnis in Abstimmung mit uns so abzuändern, dass 

er das verletzte Schutzrecht nicht tangiert. 

 

(5) Die Verjährungsfrist beträgt für die in Absätzen (1) 

bis (4) genannten Ansprüche 10 Jahre, gerechnet ab 

Vertragsschluss. 

 

§ 16 

Unterlagen und Geheimhaltung, Know-how-Schutz 

 

(1) Alle durch uns zugänglich gemachten geschäftlichen 

oder technischen Informationen und Daten gleich wel-

cher Art, einschließlich Merkmalen, die etwaig überge-

benen Gegenständen, Dokumenten oder Daten zu 

entnehmen sind und sonstige Kenntnisse oder Erfahrun-

gen - nachstehend zusammengefasst "Informationen" 

genannt -, solange und soweit sie nicht nachweislich 

öffentlich bekannt sind, sind durch den Lieferanten 

Dritten gegenüber geheim zu halten und dürfen im eige-

nen Betrieb des Lieferanten nur solchen Personen zur 

Verfügung gestellt werden, die für deren Verwendung 

zum Zweck der Lieferung an uns notwendigerweise 

herangezogen werden müssen und ebenfalls schriftlich 

zur Geheimhaltung verpflichtet sind. Die Informationen 

bleiben ausschließlich unser Eigentum.  

 

(2) Ohne unser vorheriges schriftliches Einverständnis 

dürfen solche Informationen - außer für Lieferungen oder 

Leistungen an uns - nicht vervielfältigt oder gewerbsmä-

ßig verwendet werden.  

 

(3) Vorstehende Geheimhaltungs- und Verwertungsver-

einbarung gilt auch nach Beendigung der Lieferbezie-

hung bis zur rechtmäßigen Offenkundigkeit der jeweili-

gen Information oder des Merkmals.  

 

(4) Auf unsere Anforderung sind alle von uns stammen-

den Informationen und Daten (auf unser Verlangen 

einschließlich angefertigter Kopien oder Aufzeichnun-

gen) und die leihweise überlassenen Gegenstände 

unverzüglich und vollständig an uns zurückzugeben oder 

zu vernichten und die Vernichtung ist schriftlich zu bestä-

tigen. 

 

(5) Wir behalten uns alle Rechte an solchen Informatio-

nen und Daten (einschließlich Urheberrechten und dem 

Recht zur Anwendung von gewerblichen Schutzrechten 

wie Patenten, Gebrauchsmustern, Markenschutz, etc.) 

vor. Soweit uns diese von Dritten zugänglich gemacht 

wurden, gilt dieser Rechtsvorbehalt auch zugunsten 

dieser Dritten. 

 

(6) Erzeugnisse, die nach von uns entworfenen Unterla-

gen oder nach unseren vertraulichen Angaben angefer-

tigt sind, dürfen vom Lieferanten weder selbst verwen-

det, noch Dritten angeboten oder geliefert werden, es sei 

denn, die von uns vorgegebenen Informationen sind auf 

rechtmäßige Weise offenkundig oder Stand der Technik. 

 

(7) Vom Lieferanten nach unseren besonderen Angaben 

angefertigte Zeichnungen, Entwürfe etc. gehen ohne 

zusätzliche Vergütung in unser uneingeschränktes 

Eigentum über. Entgegenstehende Erklärungen des 

Lieferanten, z. B. auf den uns übergegebenen Unterla-

gen, sind nicht bindend.  

 

§ 17 

Sicherheitsbestimmungen 

 

(1) Der Lieferant hat für seine Lieferungen bzw. Leistun-

gen die geltenden Sicherheitsvorschriften und die dem 

Stand der Technik entsprechende bzw. die darüber 

hinausgehenden vereinbarten Parameter bzw. Grenz-

werte einzuhalten. 

 

(2) Der Lieferant verpflichtet sich, ausschließlich Materia-

lien einzusetzen, die den jeweils geltenden gesetzlichen 

Sicherheitsauflagen und –bestimmungen entsprechen. 
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Gleiches gilt für Schutzbestimmungen zugunsten der 

Umwelt. Die Verpflichtung umfasst sämtliche Vorschrif-

ten, die für Europa einschließlich des Herstellerlandes 

Geltung haben und - sofern von diesen abweichend - 

auch die Vorschriften die dem Lieferanten bei unserer 

Bestellung mitgeteilten Abnehmerländer. 

 

(3) Beabsichtigen wir, einen neuen ausländischen Markt 

mit dem Vertragsgegenstand zu beliefern, werden wir 

dies dem Lieferanten unverzüglich mitteilen. Über dort 

geltende schärfere Qualitäts- und/oder Fertigungsnor-

men haben sich die Parteien zu informieren. Erklärt der 

Lieferant nicht binnen einer Monatsfrist, ob er die neuen 

Qualitäts- und/oder Fertigungsnormen kennt und ihnen 

genügen kann, gilt als vereinbart, dass der Lieferant die 

dort gültigen Qualitäts- und/oder Fertigungsnormen 

kennt und erfüllt. 

 

(4) Entsprechen die Produkte des Lieferanten nicht den 

unter § 17 Absätze (1) bis (3) aufgestellten Anforderun-

gen, sind wir zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 

Darüber hinausgehende Schadensersatzansprüche 

bleiben unberührt. 

 

(5) Beabsichtigte Änderungen des Lieferungs- oder 

Leistungsgegenstandes sind uns schriftlich mitzuteilen. 

Sie bedürfen unserer vorherigen schriftlichen Zustim-

mung. 

 

§ 18 

Qualität und Dokumentation 

 

(1) Die Kosten der Konformitätserklärungen trägt der 

Lieferant. Die Konformitätserklärungen sind uns mit jeder 

Lieferung in deutscher und auf unseren Wunsch in 

englischer Sprache unverzüglich vorzulegen. 

 

(2) Unabhängig davon hat der Lieferant die Qualität des 

Liefergegenstandes ständig zu überprüfen. Auf erkenn-

bare Fehler von Vorgaben und absehbaren Komplikatio-

nen hat der Lieferant uns unverzüglich schriftlich hinzu-

weisen. 

 

(3) Werden bei einer Bestellung Mindest- und/oder 

Maximalwerte von Parametern angegeben, dürfen die 

genannten Maximalwerte in keinem Bereich des Liefer-

gegenstandes überschritten, die genannten Minimalwer-

te in keinem Fall und an keiner Stelle unterschritten 

werden.  

 

 

§ 19 

Auditierung 

 

(1) Wir sind berechtigt, eine Auditierung des Lieferanten 

selbst durchzuführen oder durch einen Sachverständi-

gen nach unserer Wahl durchführen zu lassen. Dies 

umfasst eine Überprüfung des Betriebes und des Quali-

tätssicherungssystems des Lieferanten und eine an-

schließenden Bewertung. Die hierbei gewonnenen 

Erkenntnisse werden durch uns zur Grundlage weiterer 

Auftragsvergaben sowie zur internen Einstufung des 

Betriebes (Rating) gemacht. 

(2) Wir sind zu angemeldeten Kontrollen des laufenden 

Geschäftsbetriebes des Lieferanten und zur Überwa-

chung der Qualitätssicherungsmaßnahmen berechtigt. 

Sofern es in der Vergangenheit zu Qualitätsproblemen 

gekommen ist, sind wir auch zu unangemeldeten Kon-

trollen zur Überwachung der Qualitätssicherungsmaß-

nahmen berechtigt. Dieses Recht steht uns nicht zu, 

wenn die letzte Beanstandung der Qualitätssicherungs-

maßnahme des Lieferanten länger als ein Jahr zurück-

liegt, oder bei zwei unangemeldeten Kontrollen in Folge 

keine Mängel festgestellt werden konnten. 

 

(3) Wir haben, sofern wir ein angemessenes berechtig-

tes Interesse nachweisen, ein Recht auf Einsichtnahme 

in die die Vertragsbeziehung betreffenden Unterlagen 

des Lieferanten. Ein derartiges berechtigtes Interesse 

liegt insbesondere dann vor, wenn hierdurch Erkenntnis-

se gewonnen werden könnten, die es erlauben, die 

Notwendigkeit und den Umgang eines Rückrufes ein-

schätzen zu können. 

 

(4) Im Rahmen unserer Rechtsausübung gem. vorste-

hendem § 19 Absätze (1) bis (3) ist der Lieferant zur 

Offenbarung von Betriebsgeheimnissen nicht verpflich-

tet. 

 

§ 20 
Chargen und Kennzeichnung 

 

(1) Bei Lieferung der Gattung nach bestimmten Produk-

ten soll jede Lieferung möglichst aus einer Charge 

stammen, also eine homogene Einheit darstellen. Die 

Chargennummer ist auf jedem Gebinde und auf jedem 

Lieferschein dauerhaft und deutlich zu markieren. Be-

steht die Lieferung aus mehreren Chargen des gleichen 

Produktes, dann sind alle Chargennummern auf den 

Gebinden sowie auf dem Lieferschein zu vermerken. 

 

(2) In allen Fällen kontinuierlicher Herstellungsprozesse, 

in denen eine chargenmäßige Erfassung nicht möglich 

ist, muss die spezifikationsgerechte Qualität vom Liefe-

ranten sichergestellt werden. Jedes Gebinde muss, ohne 

dass uns hieraus zusätzliche Kosten entstehen, dauer-

haft und deutlich gekennzeichnet sein mit der Produkt-

bezeichnung, dem Nettogewicht, der Chargennummer 

sowie eventuellen Gefahren- und Lagerhinweisen. 

 

§ 21 

Rücktrittsrecht wegen mangelnder Leistungsfähig-

keit 

 

Falls nach Abschluss des Vertrags unser Lieferanspruch 

wegen mangelnder Leistungsfähigkeit des Lieferanten 

(z.B. nachhaltige wirtschaftliche Verschlechterung, 

tatsächliche Leistungshindernisse etc.) mehr als uner-

heblich gefährdet wird, sind wir berechtigt, vom Vertrag 

zurückzutreten. Weitergehende oder andersartige Rech-

te bleiben unberührt. 
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§ 22 

Ausschluss und Begrenzung der Haftung 

 

(1) Wir haften nicht - vorbehaltlich der nachfolgenden 
Bestimmungen - für Ansprüche des Lieferanten auf 
Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, 
insbesondere bei Verletzung von Pflichten aus dem 
Schuldverhältnis und aus unerlaubten Handlungen. 
 
Dieser Haftungsausschluss gilt nicht, soweit gesetzlich 
zwingend gehaftet wird, insbesondere: 
 
 • für eigene vorsätzliche oder grob 
fahrlässige Pflichtverletzung und vorsätz- 
 liche oder grob fahrlässige Pflichtverletzung 
von gesetzlichen Vertretern    oder 
Erfüllungsgehilfen; 
 
 • für die Verletzung von wesentlichen 
Vertragspflichten und im Falle zu   
 vertretender Unmöglichkeit und erheblicher 
Pflichtverletzung; 
 
 • wenn im Falle der Verletzung sonsti-
ger Pflichten i.S.d. § 241 Abs. 2 BGB   dem 
Lieferanten das Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzu-
muten ist; 
 
 • im Falle der Verletzung von Leben, 
Körper und Gesundheit auch durch   
 gesetzliche Vertreter oder Erfüllungsgehilfen; 
 
„Wesentliche Vertragspflichten“ sind solche Verpflich-
tungen, die vertragswesentliche Rechtspositionen des 
Lieferanten schützen, die ihm der Vertrag nach seinem 
Inhalt und Zweck gerade zu gewähren hat; wesentlich 
sind ferner solche Vertragspflichten, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt 
erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Lieferant 
regelmäßig vertraut hat und vertrauen darf. 
 
(2) In anderen Fällen als nach § 22 Absatz (1) haften wir 
für alle gegen uns gerichteten Ansprüche auf Schadens-
ersatz oder Aufwendungsersatz aus dem vorliegenden 
Vertragsverhältnis wegen schuldhafter Pflichtverletzung - 
gleich aus welchem Rechtsgrund -, nicht aber im Falle 
leichter Fahrlässigkeit. 
 
(3) Im Falle der vorstehenden Haftung nach § 22 Absatz 
(2) und einer Haftung ohne Verschulden, haften wir nur 
für den typischen und vorhersehbaren Schaden. 
 
(5) Die Haftung für mittelbare Schäden ist ausgeschlos-
sen, soweit wir nicht eine wesentliche Vertragspflicht 
verletzt haben oder uns, unsere leitenden Angestellten 
oder Erfüllungsgehilfen der Vorwurf einer vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung trifft.  
 
(6) Unsere Haftung ist mit Ausnahme von Arglist, Vor-
satzes, der Verletzung von Leben, Körper oder Gesund-
heit und sonstiger gesetzlich zwingender, abweichender 
Haftungssummen der Höhe nach insgesamt beschränkt 
auf den Deckungsumfang der Leistungen unserer Be-
triebshaftpflichtversicherung. Auf Anforderung des Liefe-
ranten stellen wir diesem unentgeltlich jederzeit eine 
Kopie unserer diesbezüglichen Versicherungspolice zur 
Verfügung. 
 
Wir verpflichten uns, im Falle der Leistungsfreiheit des 
Versicherers (z.B. durch Obliegenheitsverstöße unserer-
seits, Jahresmaximierung etc.), mit eigenen Leistungen 
dem Lieferanten gegenüber einzustehen, jedoch mit 
Ausnahme des Falles der Arglist, vorsätzlichen Han-
delns und der Verletzung von Körper, Leben oder Ge-
sundheit und sonstiger gesetzlich zwingender abwei-

chender Haftungshöhen lediglich bis zu einer Höchst-
summe von € 250.000,00 (in Worten: Zweihundertfünf-
zigtausend) je einzelnem Schadensfall. 
 
Eine weitergehende Haftung ist ausgeschlossen. 
 
(7) Die Haftungsausschlüsse bzw. -beschränkungen 
gemäß vorstehenden § 22 Absätze (1) bis (6) gelten im 
gleichen Umfang zugunsten der leitenden und nichtlei-
tenden Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen 
sowie unseren Subunternehmern. 
 
(8) Ansprüche des Lieferanten auf Schadensersatz aus 
diesem Vertragsverhältnis können nur innerhalb einer 
Ausschlussfrist von einem Jahr ab dem gesetzlichen 
Verjährungsbeginn geltend gemacht werden. Dies gilt 
nicht, wenn uns Arglist oder grobes Verschulden zur 
Last fällt. 
 
(9) Eine Umkehr der Beweislast ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden. 

 

§ 23 

Gerichtsstand, Anwendbares Recht, Schlussbe-

stimmungen 

 

(1) Gerichtsstand ist der Sitz unseres Unternehmens, 

wenn nicht ein anderer Gerichtsstand gesetzlich zwin-

gend vorgegeben wird. 

 

(2) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Lieferan-
ten und uns gilt ausschließlich das Recht der Bundesre-
publik Deutschland unter Ausschluss des UN-
Kaufrechtes. Die vorstehenden Regelungen gelten auch, 
wenn der Kunde Ausländer ist oder seinen Sitz im Aus-
land hat. Handelsübliche Klauseln sind nach den jeweili-
gen gültigen Incoterms - ICC, Paris - auszulegen.  

 

(3) Abtretungen des Lieferanten außerhalb des Anwen-

dungsbereiches des § 354 a HGB sind ausgeschlossen; 

Ausnahmefälle bedürfen zu ihrer Wirksamkeit unserer 

schriftlichen Zustimmung. 

 

(4) Stellt der Lieferant eine Zahlung ein oder wird das 

Insolvenzverfahren über sein Vermögen, ein gerichtli-

ches oder außergerichtliches Vergleichsverfahren bean-

tragt, sind wir berechtigt, von dem nichterfüllten Teil des 

Vertrages zurückzutreten. 

 

(5) Sollte eine gegenwärtige oder zukünftige Bestim-
mung des Vertrages aus anderen Gründen als den §§ 
305-310 BGB ganz oder teilweise unwirksam/nichtig 
oder nicht durchführbar sein oder werden, so wird hier-
von die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses 
Vertrages nicht berührt. Das Gleiche gilt, wenn sich nach 
Abschluss des Vertrages eine ergänzungsbedürftige 
Lücke ergibt. Die Parteien werden die unwirksa-
me/nichtige/undurchführbare Bestimmung oder ausfül-
lungsbedürftige Lücke durch eine wirksame Bestimmung 
ersetzen, die in ihrem rechtlichen und wirtschaftlichen 
Gehalt der unwirksamen/nichtigen/undurchführbaren 
Bestimmung und dem Gesamtzweck des Vertrages 
entspricht. Die Bestimmung des § 139 BGB (Teilnichtig-
keit) wird ausdrücklich ausgeschlossen. 

 

(6) Die Vertragssprache ist Deutsch. 
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(7) Erfüllungsort ist der von uns benannte Lieferort, 

mangels Benennung der Sitz unseres Unternehmens. 

Erfüllungsort für Zahlungen an uns ist der Sitz unseres 

Unternehmens. 

 

 

Hinweis: 

Gemäß den Bestimmungen des Bundesdaten-
schutzgesetzes weisen wir darauf hin, dass unsere 
Buchhaltung über eine EDV-Anlage geführt wird und 
wir in diesem Zusammenhang auch die aufgrund der 
Geschäftsbeziehung mit dem Lieferanten erhaltenen 
Daten speichern. 
 

Mülheim/Ruhr, März 2009 


